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Im Spannungsfeld zwischen den "berechtigten" Informationsinteressen der Öffentlichkeit einerseits 

und den ebenfalls "berechtigten" Geheimhaltungsbedürfnissen der Verwaltung und betroffener Bürger 

andererseits analysiert dieser Beitrag die Einrichtung der Amtsverschwiegenheit, um dann in einem 

weiteren Schritt zu untersuchen, wie jene Personen, die an der Geheimhaltung gewisser Tatsachen 

interessiert sind, geschützt werden. In einem letzten Schritt wird geprüft, welche Ansprüche der 

Einzelne geltend machen kann, wenn seine Geheimhaltungsinteressen verletzt worden sind. 
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